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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 


Konzept kurz-, mittel- und langfristiger sozial- und gesellschaftspolitischer 
Maßnahmen zur Förderung der Familien und zur Verbesserung des Schutzes des 
ungeborenen Lebens 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, ein Konzept kurz-, mittel- 
und langfristiger sozial- und gesellschaftspolitischer Maßnahmen 
zur Förderung der Familien und zur Verbesserung des Schutzes 
des ungeborenen Lebens zu erarbeiten. 

Dabei sollen die nachstehend dargelegten Gesichtspunkte 
Berücksichtigung finden: 


I. 

A. 

Nachdem in den zurückliegenden Jahren und zunächst auch nach 
dem Regierungswechsel am 1. Oktober 1982 im Interesse der 
Sanierung der Finanzgrundlagen des Bundes wie auch der Länder 
und Gemeinden und der sozialen Sicherungssysteme die auf die 
Zukunft orientierten sozial- und gesellschaftspolitischen Maßnah- 
men - unter anderem bei der Förderung der Familien - zurück- 
gestellt werden mußten, bestehen nun erstmalig nach Jahren 
wieder günstigere wirtschaftliche und finanzpolitische Perspekti- 
ven in der Bundesrepublik Deutschland. 

Maßnahmen zur materiellen Besserstellung der Familien mit Kin- 
dern und erforderliche Hilfen für verheiratete wie für unverheira- 
tete Frauen mit dem Ziel der Erhaltung imgeborenen Lebens und 
der Erleichterung der Annahme des Kindes in Schwangerschafts- 
konfliktsituationen sind nötig. Es muß mehr Raum gegeben wer- 
den für eigene Wertvorstellungen. Auch muß die Bereicherung 
und Sinngebung der persönlichen Lebensgestaltung durch Kinder 
wieder verstärkt in den Vordergrund der Wertvorstellungen und 
des Bewußtseins rücken. 
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B. 

Die soziale Lage der Familien ist in allen sozialen Schichten als 
Folge langjähriger Entwicklungen absolut und in Relation zur 
Situation vergleichbarer Privathaushalte ohne Kinder unbefriedi- 
gend: 

— Die verfügbaren Nettoerwerbseinkommen zuzüglich Kinder- 
geld, Wohngeld und Ausbüdungshilfen reichen teilweise an 
die Sozialhüfeschwelle heran. 

— Bei mittleren bis gehobenen Erwerbseinkommen sind die ver- 
fügbaren Pro-Kopf-Einkommen je Familienangehörigen um so 
niedriger, je größer die Familie ist. 

— Generell nimmt die stark gewachsene Steuer- und Sozialab- 
gabenbelastung keine Rücksicht auf die geringere Belastbar- 
keit größerer Familienhaushalte; ein ausreichender Ausgleich 
durch Transfereinkommen erfolgt nicht. 

Dieser Zustand muß durch einen wesentlich verbesserten 
Familienlastenausgleich verändert werden 

— im Sinne einer größeren Gerechtigkeit für die Familien bei der 
Einko mmens verteilun g , 

— als Voraussetzung der Bereitschaft zu Kindern, soweit diese 
grundsätzlich gegeben ist, jedoch an materiellen Barrieren 
scheitert und auch im Interesse der langfristigen Gewähr- 
leistung der Generationensolidarität, 

— zur Überwindung materieller Notlagen, soweit diese Ursache 
und Motiv für Schwangerschaftsabbrüche im Rahmen der 
„Notlagenindikation" sind, wobei dafür nicht nur geringe Ein- 
künfte, sondern auch notwendige Einschränkungen bei der 
Erwerb Stätigkeit oder besondere Lebensumstände maßgebend 
sein können. 

Baldiges Handeln ist nötig. Die Familien haben einen Anspruch 
auf besondere Hilfe und Förderung. Wer den Familien soziale 
Gerechtigkeit nicht zukommen läßt, beschneidet die Freiheit, sich 
ohne unzumutbare Benachteiligung für Kinder zu entscheiden. 
Der ständige Rückgang der Bevölkerung und der Geburtenzahlen 
darf nicht außer Betracht bleiben. 


C. 

Im Gegensatz zu der hohen Bedeutung von Kindern für das 
Gemeinwohl wird zum einen seit Jahren den berechtigten 
Ansprüchen der Familien im allgemeinen und den Problemen der 
Frauen in Schwangerschaftskonfliktsituationen im besonderen 
durch Förderungs- und Hilfsmaßnahmen nur teilweise ange- 
messen Rechnung getragen, und zum anderen werden bereits 
nach den gemeldeten Zahlen jährlich mehr als 70 000 ungeborene 
Kinder im Rahmen der „ Notlagenindikation " abgetrieben. Die 
Lückenhaftigkeit der statistischen Erfassung ist dabei noch nicht 
einmal berücksichtigt. 
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In diesem Zusammenhang ist festzustellen, daß die Praxis der 
Beratung in Schwangerschaftskonfliktsituationen dem Verfas- 
sungsgebot und dem Gesetzesauftrag zum Schutze des ungebore- 
nen Lebens nicht gleichmäßig Rechnung trägt. Andererseits ver- 
dient das engagierte Bemühen der Träger, Leiter und Mitarbeiter 
vieler Beratungsstellen um die Erhaltung ungeborenen Lebens 
und um Hilfen für die Mütter oder die Familien uneingeschränkte 
Anerkennung. 

Ebenso wie im Bereich der Beratung in Schwangerschaftskonflikt- 
situationen sind Verbesserungen im Bereich der Adoption ange- 
bracht. Vor allem begegnet die Bereitschaft zur Adoptionsfrei- 
gabe vielfach nachhaltigen gesellschaftlichen Vorurteüen, deren 
Abbau wünschenswert erscheint. Auf der anderen Seite bedarf es 
bezüglich der sogenannten pränatalen Adoption auch weiterhin 
der Wahrung der Entscheidungsfreiheit der Mutter nach der 
Geburt. Außerdem darf nicht außer Betracht bleiben, daß die 
Adoption nicht nur das zur Zeit der Freigabe unmündige Kind 
betrifft, sondern dessen Lebensschicksal und Persönlichkeitsent- 
wicklung auch noch im Erwachsenenalter beeinflussen kann. 


II. 

A. 

Die Einbeziehung der nachstehend aufgeführten Maßnahmen 
und Grundsätze in das vorgenannte Konzept ist besonders 
wichtig: 

L Kurzfristige Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen Lage 
der Familien 

Nach der geplanten finanziellen Entlastung Alleinerziehender ab 
1985 sollten auch Mögüchkeiten der Verbesserung der sozialen 
Lage aller Familien mit Kindern geprüft und gebotene Maßnah- 
men des Familienlastenausgleichs in Verbindung mit Reform- und 
Entlastungsmaßnahmen im Einkommens- und Lohnsteuerrecht 
(Kindergeld, Wohngeld, Ausbüdungshüfen) unter Beachtung der 
Erfordernisse der Haushaltskonsoüdierung getroffen werden. 

2. Zielsetzung einer Neuordnung des Familienlastenausgleichs 

Die Einkommenssituation von Familien mit Kindern, jeweüs be- 
zogen auf die Zahl der Kinder, muß durch eine grundlegende 
Reform des Familienlastenausgleichs wesentlich verbessert 
werden. 

Bei einer Neuordnung sollten folgende Finanzmittel eingesetzt 
werden: 

— Die Haushaltsmittel für die bisherigen Leistungen an Familien, 

— die künftigen Minderausgaben beim Kindergeld, die durch die 
sinkenden Kinderzahlen entstehen, 

— Finanzmittel der geplanten Steuerreform in angemessenem 
Umfang, bei der die sogenannten „heimlichen Steuerer höhun- 
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gen" dem Bürger zurückgegeben werden sollen. Neben der 
verstärkten Entlastung der unteren und mittleren Einkommen 
soll dabei der Familienlastenausgleich verbessert werden. 

Wesentliche Grundsätze einer Neuordnung des Familienlasten- 
ausgleichs sind: 

— Die verfügbaren Einkommen der Familienhaushalte dürfen 
nicht weiter nivelliert werden. 

— Familien mit niedrigen Einkommen sollten im Regelfall nicht 
von Sozialhilfe abhängig werden. 

— Familien mit Kindern müssen gegenüber Ehepaaren ohne Kin- 
der deutlich bessergestellt sein. 

Eine durchgreifende Neuordnung des Familienlastenausgleichs 
muß daher insbesondere folgende Möglichkeiten berücksich- 
tigen: 

— Reform des Lohn- und Einkommensteuerrechts mit der Einfüh- 
rung eines Familiensplittings. 

— Erhöhung des Kindergeldes oder sonstige, adäquate Verbesse- 
rung für Bezieher kleiner Einkommen, die von einer Reform 
des Lohn- und Einkommensteuerrechts nicht ausreichend 
profitieren. 

— Mutterschaftsurlaubsgeld als Einstieg in ein Erziehungsgeld 
für alle Mütter und weiterer Ausbau des Bezugszeitraumes. 

— Berücksichtigung der Phase der Ausbüdung des Kindes, die in 
der Regel höhere finanzielle Aufwendungen erfordert als die 
Zeit unmittelbar nach der Geburt. Ausbüdungslasten sollten 
durch indirekte Entlastungen im Steuerrecht und subsidiär 
durch direkte Leistungen besonders im Bereich der unteren 
Einkommen erleichtert werden. Dabei sollte nach der unter- 
schiedlichen finanziellen Belastung während der einzelnen 
schulischen und beruflichen Ausbüdungsphasen differenziert 
werden. 

Eine Neuordnung des Familienlastenausgleichs muß auch eine 
angemessene wirtschaftliche Entlastung der alleinerziehenden 
Eltemteüe vorsehen, wobei vorrangig eine verstärkte steuerliche 
Entlastung in Betracht gezogen werden sollte. 

In Abstimmung mit den Ländern soll darauf hingewirkt werden, 
daß der Familienlastenausgleich einschließlich Kindergeld- 
zahlung durch die Finanzämter abgewickelt wird. 


3. Berücksichtigung von Zeiten der Kindererziehung 
im Rentenrecht 

Es erscheint vordringlich, Zeiten der Kindererziehung im Rahmen 
der Neuordnung der Hinterbliebenenversorgung und der Voraus- 
setzungen und Bewertungen der beitragslosen Zeiten renten- 
steigemd bzw. rentenbegründend zu berücksichtigen. 
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4, Familienfreundlichere Gestaltung der Arbeitswelt 

Die seitens der Bundesregierung angekündigten arbeits- und 
sozialrechtlichen Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigung 
und zum Abbau beschäftigungshemmender Vorschriften, die u. a. 
auf eine Flexibilisierung von Arbeitszeiten im Interesse der 
Arbeitsmarktentlastung gerichtet sind (auch Teüzeitarbeit, 
Arbeitsplatzteüung, job-sharing) sollten in besonderer Weise dem 
Ziel einer besseren Vereinbarkeit von Aufgaben in der Arbeits- 
welt und in der Familie - sowohl für Mütter als auch Väter - 
Rechnung tragen. 

Besondere Beachtung verdient außerdem die Aufgabe, Frauen 
nach einer längeren Familienphase die Rückkehr in das Berufs- 
leben unter angemessenen Umständen zu ermöglichen. 

5. Mehr Familiengerechtigkeit in Wohnungsbau, Eigenheim- 
förderung, Wohnungswesen und Wohnumfeld 

Familiengerechteres Wohnen und kinderfreundlichere Lebens- 
räume könnten schon weitgehend durch Umschichtungen einge- 
setzter öffentlicher Mittel und durch Verbesserungen der öffent- 
lichen Wohnungs- und Familienheimförderung sowie der Wohn- 
geldregelungen im Sinne von mehr Familiengerechtigkeit 
erleichtert und finanziell tragbar gemacht werden. Das Wohn- 
umfeld muß kinderfreundlich gestaltet werden. 

Für Familien mit Kindern und insbesondere für Mütter in Schwan- 
gerschaftskonfliktsituationen sollten Beratung und Hüfe in Woh- 
nungsfragen verstärkt, für Alleinerziehende sollten die Wohn- 
geldregelungen verbessert werden. 


6. Zeitlich vordringliche Maßnahmen zur Verbesserung 
des Schutzes des ungeborenen Lebens 

Folgende Maßnahmen sollten mit zeitlichem Vorrang eingeleitet 

und realisiert werden: 

6.1 Erstellung der Richtlinien für Hilfen des Bundes in Schwan- 
gerschaftskonfliktsituationen als Voraussetzung für die Aus- 
schöpfung der ab 1984 dafür in der Stiftung „Mutter und 
Kind" eingesetzten Haushaltsnüttel (1984: 25 Mio. DM, 
Folgejahre: 50 Mio. DM). 

6.2 Verbesserungen der Verfahrensregelungen und Arbeits- 
bedingungen bei der öffentlich geförderten Beratung in 
Schwangerschaftskonfliktsituationen im Sinne des Schutzes 
des ungeborenen Lebens, u. a. durch Beratung über erwei- 
terte Hilfsmöglichkeiten zur Erleichterung der Entscheidung 
für das Leben eines ungeborenen Kindes. Die strikte Tren- 
nung der Abwicklungsphasen bei Sozialberatung, Indi- 
kationsfeststellung und Schwangerschaftsabbruch muß 
gewährleistet sein. Die Nachberatung soll weiter ausgebaut 
werden. Die Pluralität der Beratung soll erhalten bleiben. Es 
muß sichergestellt werden, daß die geltenden Rechtsbestim- 
mungen beachtet werden. 
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6.3 Zur Erleichterung der Vereinbarkeit familiärer und beruf- 
licher Aufgaben - aber unbeschadet des Vorranges und der 
Verpflichtung der Eltern bei der Wahrnehmung der an erster 
Stelle ihnen obliegenden Erziehungsaufgabe - Sicherung der 
finanziellen Voraussetzungen für ein erweitertes Angebot an 
Plätzen für Kinder im Kleinkind- und Vorschulalter in 
familienergänzenden Einrichtungen freier oder kommunaler 
Träger. 

6.4 Strikte Anwendung des geltenden Rechts im Bereich des 
Meldewesens mit dem Ziel einer vollständigen Erfassung der 
Schwangerschaftsabbrüche zwecks Eindämmung der außer- 
gewöhnlich hohen Meldedunkelziffer. 

B. 

Die bisherigen Vorhaben und Aussagen der Bundesregierung, 
zuletzt unter anderem im zweiten Teü des Bevölkerungsberichts 
und im Sozialbericht 1983, in denen die Notwendigkeit einer 
stärkeren Familienförderung und der Verbesserung des Schutzes 
des ungeborenen Lebens hervorgehoben werden, werden 
begrüßt. Die Bundesregierung wird zu einer Verstärkung der 
entsprechenden Bemühungen aufgefordert. 

Es ist erforderlich, daß alle Maßnahmen des Bundes, der Länder 
und der Gemeinden für die Familien und zur Erhaltung ungebore- 
nen Lebens koordiniert werden. Der dankenswerte Einsatz der 
Kirchen, der Familienverbände und vieler freier Träger der Sozial- 
arbeit, der Familienbüdung und -beratung ist weiterhin unersetz- 
bar und förderungswürdig. 

Besondere Anerkennung verdienen Eltern, die ihre Kinder unter 
teüweise schwierigen Lebensbedingungen erziehen, Mütter, die 
bei unerwarteter Schwangerschaft zum Leben des imgeborenen 
Kindes stehen, Eltern, Großeltern und Geschwister, Nachbarn und 
Freunde, die mit Verständnis und persönlichen und materiellen 
Hilfen beistehen. 

Bonn, den 29. Juni 1984 

Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 

In den zurückliegenden Jahren haben alle seitens Politik, Kirchen, 
gesellschaftlicher Gruppierungen und Wissenschaft unternomme- 
nen Bemühungen um eine stärkere Förderung der Familien und 
um Verbesserung des Schutzes des ungeborenen Lebens nur 
geringen Erfolg gehabt. 

Eine Umkehr in der Familienförderung ist nur noch während der 
nächsten zehn Jahre bis 1993 erfolgversprechend. Danach wach- 
sen bereits Jahr für Jahr schwächer werdende Jahrgänge in das 
Heirats- und Familiengründungsalter. Gleichzeitig steigen ab 
1993 die Lasten für die Alterssicherung erheblich an. 

Geringe Kinderzahlen in der Bundesrepublik Deutschland dürfen 
nicht vordergründig oder einseitig als Folge einer ich- oder selbst- 
bezogenen Haltung der jetzigen Eltemgeneration betrachtet wer- 
den. Vielmehr verschlechtern Staat und Gesellschaft ihrerseits in 
bedenklicher Weise die maßgeblichen Rahmenbedingungen, 
wenn die notwendige und mögliche Familienförderung vernach- 
lässigt wird. 

Aufgabe der politisch maßgeblichen und die öffentliche Mei- 
nungs- und Bewußtseinsbildung prägenden Kräfte ist jedoch nicht 
nur die Schaffung der materiellen Voraussetzungen für eine 
erfolgreiche Familienförderung, sondern auch - als Grundbedin- 
gung eines sinnvollen Mitteleinsatzes - die Stärkung eines Wert- 
bewußtseins, in dem die Lebensgemeinschaft in Ehe und Familie, 
die Erfüllung durch Mutterschaft und Vaterschaft und die Freude 
an und mit Kindern einen höheren Stellenwert einnehmen als die 
imbestreitbaren, auch durch eine optimale materielle Familienför- 
derung nicht zu beseitigenden materiellen und immateriellen 
Lasten und Anforderungen durch Familien- und Erziehungs- 
pflichten. 

Dieser Antrag enthält eine Zusammenstellung von Einzelmaßnah- 
men, die insgesamt der Zielsetzung dienen, der Familie den ihr 
zukommenden Stellenwert einzuräumen und ihr die Wahrneh- 
mung der Aufgaben der Kindererziehung zu ermöglichen und zu 
erleichtern. Der Antrag zielt nicht auf die Festschreibung eines 
allgemein verbindlichen Wertekataloges ab. Die Vielfalt unter- 
schiedlicher Wertorientierungen bleibt unberührt. Die Freiheit der 
persönlichen Entscheidung für eine Lebensgestaltung innerhalb 
oder außerhalb einer ehelichen Gemeinschaft, mit oder ohne 
eigene Kinder, wird weder angetastet noch in irgendeiner Rich- 
tung diskriminiert. Insbesondere ist davon auszugehen, daß auch 
Alleinerziehende und ihre Kinder gerecht behandelt werden. 


Schutz des ungeborenen Lebens 

Grundsätzlich ist eine Politik für die Familien eine entscheidende 
Voraussetzung für den Schutz des imgeborenen Kindes. Es wird 
jedoch stets Konfliktsituationen bei Schwangerschaften geben, 
die nur mit besonderen, jedem Einzelfall gerecht werdenden 
Maßnahmen behoben oder gemildert werden können. 
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Die in dem Konzept vorgesehenen besonderen Fördemngs- und 
Hilfsmaßnahmen sind geeignet, die Zahl der Schwangerschafts- 
abbrüche auf Grund der Indikation der sogenannten schweren 
Notlage einzudämmen und die Voraussetzungen für eine derar- 
tige Indikationsstellung weitgehend zu beseitigen. 

Die Schutzpflicht des Staates für die Erhaltung des menschlichen 
Lebens gebietet, sich schützend und fördernd auch vor das unge- 
borene Leben zu stellen (BVerfGE 39, 1 ff.). Bei der Erhaltung 
menschlichen Lebens handelt es sich innerhalb unserer grundge- 
setzlichen Ordnung um das höchste zu schützende Rechtsgut. 

So ist es die Aufgabe des Staates, sozialpolitische und fürsorgeri- 
sche Mittel zur Sicherung des werdenden Lebens einzusetzen. 

Es kommt darauf an, mit diesen Hilfen die Bereitschaft der wer- 
denden Mutter zu stärken, die Schwangerschaft anzunehmen und 
das Kind zur Welt zu bringen. 

Verbesserungen der Beratungspraxis und der Hilfsangebote zum 
Schutz des imgeborenen Lebens erfordern umfassende und auf- 
einander abgestimmte Maßnahmen von Bund, Ländern, Gemein- 
den und freien Trägern. 

Ein umfassendes Konzept zur Familienförderung und zum Schutz 
des ungeborenen Lebens stabilisiert langfristig die Generationen- 
solidarität und kann außerdem dazu beitragen, Beschäftigung 
und wirtschaftliches Wachstum zu fördern, wenn in unserer 
Gesellschaft Lebensoptimismus und Zukunftsorientierung sowie 
die Wert- und Sinngehalte von Ehe, Familie und Elternschaft 
wieder stärker zur Geltung kommen. 
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